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Vorblatt 


Durchführungsgesetz zum Gesetz über einen Ausgleich 
für Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Durch die am 27, Oktober 1969 vorgenommene Aufwertung der 
Deutschen Mark und infolge der direkten und indirekten Bin- 
dung der deutschen Agrarpreise an die EWG-Rechnungseinheit 
hat die deutsche Landwirtschaft eine jährliche Einkommensmin- 
derung von etwa 1,7 Milliarden Deutsche Mark. 

Durch das Aufwertungsausgleichsgesetz vom 23. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl, I S. 2381) ist ein Ausgleich für diese Einkom- 
mensminderungen über die Mehrwertsteuer (etwa 780 Millio- 
nen DM) und ein Ausgleich über Haushaltsmittel (920 Millio- 
nen DM) vorgesehen. 


B. Lösung 

Das hier vorliegende Durchführungsgesetz soll die Verteilung 
dieser im Haushalt eingesetzten 920 Millionen im einzelnen 
regeln. 


C. Alternativen 

Nicht die landwirtschaftlichen Alterskassen mit der Durchfüh- 
rung zu beauftragen, sondern die Landesregierungen zu er- 
mächtigen, die für den unmittelbaren Ausgleich zuständigen 
Stellen durch Rechtsverordnung zu bestimmen. 


D. Kosten 

920 Millionen DM. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Durchführungsgesetzes zum Gesetz über einen Ausgleich für 
Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet der 

Landwirtschaft 

— Drucksache Vl/602 — 


A. Bericht des Abgeordneten Saxowski *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/602 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 29. April 1970 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Saxowski 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als ^ Drucksache W/706 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdi uckerei, 53 Bonn 1 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Durchführungsgesetzes zum Gesetz über einen Ausgleich für 
Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet 

der Landwirtschaft 

— Drucksache VI/602 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 
(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Durchführungsgesetzes 
zum Gesetz über einen Ausgleich für Folgen der 
Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze über die Verwendung 
der Ausgleichmittel, Begriffsbestimmungen 

§ 1 

Verwendung der Ausgleichsmittel 

Die der deutschen Landwirtschaft nach Artikel 1 
und Artikel 6 des Gesetzes über einen Ausgleich für 
Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft vom 23. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 2381) jährlich zusätzlich bereit- 
zustellenden Mittel des Bundeshaushalts werden 
verwendet: 

1. in den Haushaltsjahren 1970 und 1971 in Höhe 
von jeweils 920 Millionen Deutsche Mark als un- 
mittelbare Ausgleichsleistungen; 

2. im Haushaltsjahr 1972 in Höhe von 810 Millionen 
Deutsche Mark als unmittelbare Ausgleichslei- 
stungen und in Höhe von 110 Millionen Deutsche 
Mark für Struktur- oder Sozialmaßnahmen: 

3. im Haushaltsjahr 1973 in Höhe von 700 Millionen 
Deutsche Mark als unmittelbare Ausgleichslei- 
stungen und in Höhe von 220 Millionen Deutsche 
Mark für Struktur- oder Sozialmaßnahmen. Be- 
teiligt sich der Europäische Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Durchführungsgesetzes 
zum Gesetz über einen Ausgleich für Folgen der 
Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze über die Verwendung 
der Ausgleichsmittel, Begriffsbestimmungen 

§ 1 

Verwendung der Ausgleichsmittel 

Die der deutschen Landwirtschaft nach Artikel 1 
und Artikel 6 des Gesetzes über einen Ausgleich für 
Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft vom 23. Dezember 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 2381) jährlich zusätzlich bereit- 
zustellenden Mittel des Bundeshaushalts werden 
verwendet: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf 

„Garantie", nach Artikel 2 Abs. 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2464/69 über die auf dem Agrar- 
sektor infolge der Aufwertung der Deutschen 
Mark zu treffenden Maßnahmen (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 S. 4) an 
der Finanzierung des Aufwertungsausgleichs 
nicht oder mit einem Betrag von weniger als 
30 Millionen Rechnungseinheiten, so vermindert 
sich der für die unmittelbaren Ausgleichsleistun- 
gen und erhöht sich der für Struktur- oder Sozial- 
maßnahmen bestimmte Betrag um das Maß der 
geringeren Beteiligung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft: 

4. vom Haushaltsjahr 1974 an für Struktur- oder 
strukturbeeinflussende Sozialmaßnahmen. 


§ 2 

Arten der Ausgleichsleistungen 

(1) Unmittelbare Ausgleichsleistungen im 
Sinne des § 1 sind die den einzelnen landwirt- 
schaftlichen Erzeugern zum Ausgleich der Folgen 
der Aufwertung der Deutschen Mark nach Maß- 
gabe der §§ 4 bis 8 zu gewährenden Beträge. 

(2) Struktur- oder Sozialmaßnahmen im Sinne 
des § 1 sind dazu bestimmt, die infolge der Auf- 
wertung der Deutschen Mark der deutschen Land- 
wirtschaft als Ganzes entstehenden Folgen mittel- 
bar dadurch auszugleichen, daß der strukturelle 
Anpassungsprozeß in der Landwirtschaft be- 
schleunigt, die soziale Sicherheit für die in der 
Landwirtschaft tätigen Menschen verbessert und 
die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft nach- 
haltig gestärkt wird. 

§ 3 

Landwirtschaftliche Erzeuger 

Als landwirtschaftlicher Erzeuger im Sinne die- 
ses Gesetzes gilt, wer 

1. landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1448), zuletzt geändert durch das Vierte 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte 
vom 29. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1017), 
ist oder 

2. als Unternehmer, ohne die Voraussetzungen 
der Nummer 1 zu erfüllen, einen landwirt- 
schaftlichen Betrieb von mehr als einem Hek- 
tar landwirtschaftlicher Nutzfläche bewirt- 
schaftet; dabei ist Unternehmer, unabhängig 
von der gewählten Rechtsform, derjenige für 
dessen Rechnung das Unternehmen geht. Als 
landwirtschaftlicher Betrieb im Sinne dieses 
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4. vom Haushaltsjahr 1974 an für Struktur- oder 
Sozialmaßnahmen. 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 
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Gesetzes gilt jeder auf die Gewinnung pflanz- 
licher oder tierischer Erzeugnisse durch Bo- 
denbewirtschaftung oder durch mit Bodenbe- 
wirtschaftung verbundene Tierhaltung, insbe- 
sondere auf Ackerbau, Wiesen- oder Weide- 
wirtschaft, Gemüse-, Obst-, Garten- oder 
Weinbau, Teichwirtschaft oder Fischzucht aus- 
gerichtete Betrieb. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Unmittelbare Ausgleichsleistungen 

§ 4 

Abgrenzung und Umfang 
der unmittelbaren Ausgleidisleistungen 

(1) Unmittelbare Ausgleichsleistungen werden 
landwirtschaftlichen Erzeugern gewährt, die in dem 
jeweils maßgebenden Jahr im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes einen landwirtschaftlichen Betrieb be- 
wirtschaften. 

(2) Bemessungsgrundlage der unmittelbaren Aus- 
gleichsleistungen sind die in dem jeweiligen Jahr 
landwirtschaftlich genutzten Flächen nach Maßgabe 
der folgenden drei Gruppen: 

Erste Gruppe: 

landwirtschaftlich genutzte Fläche, soweit nicht 
in der zweiten oder dritten Gruppe enthalten. 


Zweite Gruppe: 

Anbauflächen von Zuckerrüben, Futterrüben, 
Kartoffeln und Ölfrüchten zur Körnergewinnung, 

Dritte Gruppe: 

Anbauflächen von Obstanlagen und Gemüse, 
sowie Grundflächen der Unterglaskulturen. 


(3) Zur Berechnung der unmittelbaren Ausgleichs- 
leistungen wird je Hektar bei der ersten Gruppe der 
Koeffizient 1, bei der zweiten Gruppe der Koeffi- 
zient 1,5, bei der dritten Gruppe der Koeffizient 4 
angewandt. 


(4) Bei der Festsetzung der unmittelbaren Aus- 
gleichsleistungen je Betrieb bleibt ein Pauschalbe- 
trag unberücksichtigt, der dem Ausgleichsbetrag für 
einen Hektar der ersten Gruppe entspricht. 

(5) Der Ausgleichsbetrag je Hektar jeder Gruppe 
wird jährlich unter Zugrundelegung der landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen nach Abzug der in Ab- 


— 6. Wahlper iode 

Beschlüsse des 9. Ausschusses 


ZWEITER ABSCHNITT 
Unmittelbare Ausgleichsleistungen 

§ 4 

Abgrenzung und Umfang 
der unmittelbaren Ausgleidisleistungen 

(1) unverändert 


(2) Bemessungsgrundlage der unmittelbaren Aus- 
gleichsleistungen sind die in dem jeweiligen Jahr 
landwirtschaftlich genutzten Flächen nach Maßgabe 
der folgenden vier Gruppen: 

Erste Gruppe: 

landwirtschaftlich genutzte Fläche, soweit nicht 
in der zweiten, dritten oder vierten Gruppe ent- 
halten; 

Zweite Gruppe: 

Anbauflächen von Zuckerrüben, Futterrüben, 
Kartoffeln und Ölfrüchten zur Körnergewinnung; 

Dritte Gruppe: 

Anbauflächen von Obstanlagen, Gemüse, Hop- 
fen und Tabak sowie Rebflädien im Ertrag; 

Vierte Gruppe: 

Grundflächen der Unterglaskulturen. 

(3) Zur Berechnung der unmittelbaren Ausgleichs- 
leistungen wird je Hektar bei der ersten Gruppe der 
Koeffizient 1, bei der zweiten Gruppe der Koeffi- 
zient 1,5, bei der dritten Gruppe der Koeffizient 

2,5 bei der vierten Gruppe der Koeffizient 10 an- 
gewandt. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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Satz 4 genannten Pauschalbeträge sowie der nach 
§ 5 voraussichtlich benötigten Mittel durch Rechts- 
Verordnung des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen festgelegt; die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 

(6) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen und mit Zustimmung des Bundes- 
rates jährlich den für die Bemessung der unmittel- 
baren Ausgleichsleistungen nach Absatz 2 maßge- 
benden Zeitpunkt der Bewirtschaftung zu bestim- 
men. Im Falle eines Besitzwechsels an landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen wird die unmittelbare 
Ausgleichsleistung für diese Flächen dem landwirt- 
schaftlichen Erzeuger gewährt, der die Flächen zu 
dem nach Satz 1 bestimmten Zeitpunkt bewirtschaf- 
tet hat. 

§ 5 

Sonderbestimmungen bei Betriebsaufgabe 

(1) Landwirtschaftliche Erzeuger, die in den Jah- 
ren 1970 bis 1972 ihre landwirtschaftliche Nutz- 
fläche an andere landwirtschaftliche Erzeuger ver- 
äußern oder auf mindestens zwölf Jahre verpachten 
oder als Pächter oder sonstige Nutzungsberechtigte 
zurückgeben, können anstatt der unmittelbaren Aus- 
gleichleistungen nach § 4 einen einmaligen Betrag 
je Hektar landwirtschaftlich genutzter Flächen er- 
halten. Voraussetzung ist, daß der vom abgebenden 
landwirtschaftlichen Erzeuger bewirtschaftete land- 
wirtschaftliche Betrieb das Vierfache der nach § 1 
Abs. 4 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte festgesetzten Mindesthöhe für eine Existenz- 
grundlage nicht überschreitet und daß der vom über- 
nehmenden landwirtschaftlichen Erzeuger bewirt- 
schaftete landwirtschaftliche Betrieb das Zweifache 
der genannten Mindesthöhe für eine Existenzgrund- 
lage nicht unterschreitet. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Betrag beläuft sich 
bei einer Abgabe der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche im Jahre 1970 auf das 3,6fache, bei einer Ab- 
gabe im Jahre 1971 auf das 2,6fache und bei einer 
Abgabe im Jahre 1972 auf das l,8fache des nach § 4 
Abs. 5 festgesetzten Betrages je Hektar landwirt- 
schaftlich genutzter Fläche der zweiten Gruppe. Hat 
der abgebende landwirtschaftliche Erzeuger für das 
Jahr der Abgabe der landwirtschaftlidi genutzten 
Fläche bereits die Ausgleichsleistung nach § 4 er- 
halten, so ist diese auf den Ausgleichsbetrag nach 
Absatz 1 anzurechnen. 

(3) Einer Veräußerung oder Verpachtung nach 
Absatz 1 steht es gleich, wenn der landwirtschaft- 
liche Erzeuger seine landwirtschaftliche Nutzfläche 
an andere als die dort genannten Übernehmer ver- 
äußert oder verpachtet, sofern hierdurch eine Ver- 
besserung der Agrar- oder der Infrastruktur erreicht 
wird. 
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(6) unverändert 


§ 5 

Sonderbestimmungen bei Betriebsaufgabe 

(1) Landwirtschaftliche Erzeuger, die in den Jah- 
ren 1970 bis 1972 ihre landwirtschaftliche Nutz- 
fläche an andere landwirtschaftliche Erzeuger ver- 
äußern oder auf mindestens zwölf Jahre verpachten 
oder als Pächter oder sonstige Nutzungsberechtigte 
zurückgeben, können anstatt der unmittelbaren Aus- 
gleichleistungen nach § 4 einen einmaligen Betrag 
je Hektar landwirtschaftlich genutzter Flächen er- 
halten. Voraussetzung ist, daß der vom abgebenden 
landwirtschaftlichen Erzeuger bewirtschaftete land- 
wirtschafthche Betrieb das Vierfache der nach § 1 
Abs. 4 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte festgesetzten Mindesthöhe für eine Existenz- 
grundlage nicht überschreitet und daß der vom über- 
nehmenden landwirtschaftlichen Erzeuger bewirt- 
schaftete landwirtschaftliche Betrieb das Zweifache 
der genannten Mindesthöhe nicht unterschreitet 
oder durch die Landaufnahme mindestens das Drei- 
fache erreichen wird. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 

(4) Der Anwendung der Absätze 1 und 3 steht es 
nicht entgegen, wenn der landwirtschaftliche Erzeu- 
ger die Hofstelle, das Ödland und die forstwirt- 
schaftliche Nutzfläche zurückbehält. 


(5) Unberührt bleibt der Anspruch des überneh- 
menden landwirtschaftlichen Erzeugers auf unmittel- 
bare Ausgleichsleistungen der von ihm übernom- 
menen landwirtschaftlich genutzten Fläche in den 
auf das Jahr der Übernahme folgenden Jahren. 

(6) Landwirtschaftliche Erzeuger, die ihre land- 
wirtschaftlich genutzte Fläche ganz oder teilweise 
erstmals aufforsten, können anstelle der unmittel- 
baren Ausgleichsleistungen nach § 4 einen einmali- 
gen Betrag je Hektar der aufgeforsteten Fläche 
erhalten, wenn die Erstaufforstung der Verbesserung 
der Agrar- oder der Infrastruktur dient. Absatz 2 
gilt entsprechend. 

(7) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen, im Benehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen eine 
Verbesserung der Agrar- oder der Infrastruktur in 
den Fällen der Absätze 3 und 6 angenommen werden 
kann. 

§ 6 

Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Der unmittelbare Ausgleich wird von den 
landwirtschaftlichen Alterskassen (§ 16 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte) durchgeführt. 
Soweit die landwirtschaftlichen Alterskassen landes- 
unmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, werden sie im Auftrag des Bundes tätig. Soweit 
die landwirtschaftlichen Alterskassen bundesunmit- 
telbare Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 
unterliegen sie bei der Ausführung dieses Gesetzes 
den Weisungen des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. 


(2) Die Ausgleichsleistungen werden in den Fäl- 
len des § 3 Nr. 1 von Amts wegen, in den Fällen 
des § 3 Nr. 2 und des § 5 auf Antrag gewährt. Be- 
wirtschaftet ein Antragsberechtigter mehrere land- 
wirtschaftliche Betriebe, so ist für jeden Betrieb ein 
besonderer Antrag erforderlich. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen, im Benehmen mit dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung, in den Fäl- 
len des § 5 auch im Benehmen mit dem Bundes- 
ministcr für Wirtschaft, mit Zustimmung des Bundes- 


Beschlüssc des 9. Ausschusses 

(4) Der Anwendung der Absätze 1 und 3 steht 
es nicht entgegen, wenn der landwirtschaftliche Er- 
zeuger die Hofstelle, das Ödland, die forstwirtschaft- 
liche Nutzfläche und eine landwirtschaftliche Nutz- 
fläche bis zu 25 vom Hundert der Mindesthöhe einer 
Existenzgrundlage nach dem Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte zurückbehält. 

(5) Unberührt bleibt der Anspruch des überneh- 
menden landwirtschaftlichen Erzeugers auf unmittel- 
bare Ausgleichsleistnngcn der von ihm übernom- 
menen landwirtschaftlich genutzten Fläche. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


§ 6 

Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Der unmittelbare Ausgleich wird von den 
landwirtschaftlichen Alterskassen (§ 16 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte) durchgeführt. 
Soweit die landwirtschaftlichen Alterskassen landes- 
unmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind, werden sie im Auftrag des Bundes tätig. Soweit 
die landwirtschaftlichen Alterskassen bundesunmit- 
telbare Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 
unterliegen sie bei der Ausführung dieses Gesetzes 
den Weisungen des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, die im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung erteilt werden. 

(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stern der Finanzen und für Arbeit und Sozialord- 
nung, in den Fällen des § 5 auch im Benehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft, mit Zustimmung 
des Bundesrates das Nähere über das Verfahren, 
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rates das Nähere über das Verfahren, insbesondere 
über die Durchführung der von Amts wegen vorzu- 
nehmenden Ausgleichsleistungen, über Form und 
Frist der Anträge, über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand, über Art und Umfang der behörd- 
lichen Ermittlungen, über die Beweismittel zur Er- 
mittlung des Sachverhalts, sowie über Form, Begrün- 
dung und Bekanntgabe der zu erlassenden Ver- 
waltungsakte zu bestimmen. 

(4) Die Auszahlung der Ausgleichsleistungen 
nach den §§ 4 und 5 durch die landwirtschaftlichen 
Alterskassen soll in dem jeweils maßgebenden 
Haushaltsjahr erfolgen, für das sie bestimmt sind, 

§ 7 

Auskunftspflicht 

(1) Personen und nichtrechtsfähige Personenver- 
einigungen haben den landwirtschaftlichen Alters- 
kassen, den Landesrechnungshöfen und im Falle des 
§ 6 Abs. 1 Satz 3 auch dem Bundesrechnungshof auf 
Verlangen unverzüglich die Auskünfte zu erteilen, 
die zur Durchführung der durch dieses Gesetz oder 
auf Grund dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben 
erforderlich sind. 

(2) Die von den in Absatz 1 genannten Behörden 
mit der Einholung von Auskünften beauftragten 
Personen sind befugt, Grundstücke und Geschäfts- 
räume des Auskunftspflichtigen zu betreten, dort 
Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen und die 
geschäftlichen Unterlagen des Auskunftspfliditigen 
einzusehen. Der Auskunftspflichtige hat diese Maß- 
nahmen zu dulden. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 8 

Rückzahlungsverpflichtungen 

Die Ausgleichsbeträge sind in voller Höhe zurück- 
zuzahlen, wenn der Ausgleichsberechtigte zu ihrer 
Erlangung unrichtige Angaben gemacht oder An- 
gaben unterlassen hat, die für die Beurteilung der 
Gewährung der Ausgleichsleistungen wesentlich 
sind. Die Ausgleichsleistungen sind in diesen Fällen 
vom Tage des Empfangs bis zur Rückzahlung mit 
zwei vom Hundert über dem Diskontsatz der Deut- 
schen Bundesbank, mindestens jedoch mit sechsein- 
halb vom Hundert zu verzinsen. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

insbesondere über die Durchführung der von Amts 
wegen vorzunehmenden Ausgleichsleistungen, über 
Form und Frist der Anträge, über die Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand, über Art und Umfang 
der behördlichen Ermittlungen, über die Beweis- 
mittel zur Ermittlung des Sachverhalts, sowie über 
Form, Begründung und Bekanntgabe der zu erlas- 
senden Verwaltungsakte zu bestimmen. 

(4) unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 
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DRITTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 9 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein frem- 
des Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 7 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt oder 

2. entgegen § 7 Abs. 2 die Prüfung oder Besichtigung 
oder die Einsichtnahme in geschäftliche Unter- 
lagen nicht duldet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 9 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) unverändert 


'§ 10 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 11 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


VIERTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

unverändert 
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